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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1979 Ausgegeben am 29. Mai 1979 74. Stück

2 1 3 . Abkommen über kulturelle Zusammenarbeit zwischen der Republik Österreich und der
Republik Finnland
(NR: GP XIV RV 998 AB 1172 S. 118. BR: AB 1960 S. 383.)

2 1 4 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Deutschen Demokratischen Republik
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Veterinärwesens
(NR: GP XIV RV 1003 AB 1035 S. 107. BR: AB 1909 S. 380.)

2 1 5 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich und dem
Verkehrsminister des Großherzogtums Luxemburg über den luxemburgisch-
österreichischen grenzüberschreitenden Gütertransport auf der Straße zwischen
Österreich und Luxemburg

2 1 3 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt:

A B K O M M E N
über kulturelle Zusammenarbeit zwischen
der Republik Österreich und der Republik

Finnland

Die Republik Österreich und die Republik
Finnland haben,

vom Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit
auf den Gebieten des Unterrichts, der Kultur,
der Wissenschaft und der Kunst zu fördern
und dadurch die freundschaftlichen Beziehungen
zwischen den beiden Ländern zu vertiefen,

vereinbart, das vorliegende Abkommen abzu-
schließen und sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien unterstützen die Zu-
sammenarbeit auf den Gebieten der Wissenschaft
und der Forschung, des Bildungswesens und
der Erziehung, der Kunst und Kultur und des
Sports im Rahmen der Bestimmungen dieses
Abkommens.

Artikel 2

Die Vertragsparteien ermutigen zu direkten
Kontakten zwischen den Akademien der Wissen-
schaften, den Universitäten und anderen wissen-
schaftlichen Einrichtungen. Sie unterstützen zu
diesem Zweck die Ausübung einer Lehrtätigkeit,
die Abhaltung von Gastvorträgen oder befristete
wissenschaftliche Arbeit durch Universitätslehrer
und Forscher des anderen Landes.
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Artikel 3

Die Vertragsparteien gewähren einander ange-
messene Jahres- und Kurzstipendien für Studie-
rende und absolvierte Akademiker der Universi-
täten und künstlerischen Hochschulen.

Artikel 4

Die Vertragsparteien unterstützen die Arbeit
von Wissenschaftern und Forschern des anderen
Landes durch die Erleichterung des Zuganges
zu kulturellen und wissenschaftlichen Institu-
tionen, wie Bibliotheken, Archiven und Museen.

Artikel 5

Die Vertragsparteien fördern die Zusammen-
arbeit zwischen Bibliotheken, Einrichtungen der
Denkmalpflege und Museen durch Austausch
von Informationen, Dokumentationen und durch
gegenseitige Einladung von Experten.

Artikel 6

(1) Die Vertragsparteien unterstützen einen
Expertenaustausch auf dem Gebiet des allge-
meinbildenden und des berufsbildenden Schul-
wesens, der Lehrerbildung und der Erwachsenen-
bildung.

(2) Die Vertragsparteien ermutigen weiters
zum Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet der
Jugendarbeit sowie zu direkten Kontakten zwi-
schen den in Frage kommenden Institutionen
und Organisationen beider Länder.

Artikel 7

Die Vertragsparteien ermutigen zur Durch-
führung von Ausstellungen im anderen Land
und erleichtern die Beteiligung an solchen Ver-
anstaltungen. Die Modalitäten der Durchführung
sind jeweils einvernehmlich festzulegen.

Artikel 8

Die Vertragsparteien ermutigen zu Gastspielen
von Theatern, Künstlerensembles und einzelnen
Künstlern und zur Aufführung von Theater-
und Musikwerken von Autoren und Komponisten
des anderen Landes. Sie unterstützen das Auf-
treten junger Künstler.

Artikel 9

Die Vertragsparteien ermutigen zur Über-
setzung und Herausgabe von hervorragenden
literarischen und wissenschaftlichen Werken des
anderen Landes sowie 2ur Einladung von Über-
setzern.

Artikel 10

Die Vertragsparteien ermutigen Institutionen,
Vereinigungen und Organisationen beider Länder
zu Tätigkeiten, die den Zielen dieses Abkommens
entsprechen.
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Artikel 11

Die Vertragsparteien sind bemüht, im Rahmen
ihrer Möglichkeiten Kontakte und Austausch
im Filmwesen beider Länder zu unterstützen.

Artikel 12

Die Vertragsparteien begrüßen die direkte
Zusammenarbeit zwischen den Organisationen
des Rundfunks und Fernsehens in beiden Ländern.

Artikel 13

Die Vertragsparteien ermutigen zur Intensivie-
rung der Beziehungen auf den Gebieten des
Sports durch Zusammenarbeit der entsprechenden
Organisationen.

Artikel 14

Vertreter der Vertragsparteien werden nach
Bedarf oder auf Wunsch einer Vertragspartei
abwechselnd in einem der beiden Staaten zu-
sammentreten, um die bisherige Durchführung
des Abkommens zu überprüfen und um Empfeh-
lungen für die weitere kulturelle Zusammenarbeit
auszuarbeiten.

Artikel 15

Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Es tritt
am ersten Tag des dritten Monats in Kraft,
der auf den Monat folgt, in dem die Ratifikations-
urkunden ausgetauscht werden.

Artikel 16

Dieses Abkommen wird für die Dauer von
fünf Jahren abgeschlossen und wird jeweils um
weitere fünf Jahre verlängert, sofern nicht eine
der Vertragsparteien dieses Abkommen schriftlich
auf diplomatischem Wege mindestens sechs
Monate vor Ablauf der Frist kündigt.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten
Bevollmächtigten das vorliegende Abkommen
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Helsinki, am 5. Mai 1978, in
zwei Urschriften in deutscher und finnischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Heinrich Pfusterschmid-
Hardtenstein m. p.

Für die Republik Finnland:

Matti Tuovinen m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 4. Mai 1979 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 15
am 1. August 1979 in Kraft.

Kreisky
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214.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der
Deutschen Demokratischen Republik über
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des

Veterinärwesens

Die Republik Österreich und die Deutsche
Demokratische Republik sind, geleitet von dem
Wunsche und entschlossen,

die Bestimmungen der Schlußakte der Kon-
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa in ihrer Gesamtheit anzuwenden,

ihre Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Ve-
terinärwesens zum Zweck der Verhütung und
Bekämpfung von Tierseuchen zu fördern,

den Informationsaustausch über die veterinär-
hygienischen Bedingungen über die Einfuhr,
Ausfuhr und Durchfuhr von Tieren, tierischen
Erzeugnissen und Rohstoffen zu erleichtern,

übereingekommen,

das vorliegende Abkommen zu schließen:

Artikel 1

(1) Die Abkommenspartner informieren ein-
ander

a) unverzüglich über das Auftreten von fol-
genden Tierkrankheiten: Rinderpest, Lun-
genseuche der Rinder, afrikanisches Pferde-
sterben, Bluetongue, Pockenseuche der
Schafe, klassische und afrikanische Schwei-
nepest, vesiculäre Virusseuche der Schweine
(Swine Vesicular Disease), ansteckende
Schweinelähmung, Maul- und Klauen-
seuche, Lumpy Skin Disease, Rotz, Be-
schälseuche der Pferde, ansteckende Pferde-
enzephalomyelitis und infektiöse Anämie
der Einhufer;

b) unverzüglich über die Art und Zahl der
an diesen Krankheiten erkrankten Tiere,
die Größe des Bestandes, den Ort und den
politischen Bezirk in der Republik Öster-
reich bzw. Kreis in der Deutschen Demo-
kratischen Republik des Ausbruches der
Krankheiten, die Art der Diagnose, bei
Maul- und Klauenseuche auch über den
ermittelten Virustyp;

c) unverzüglich über die zur Bekämpfung
dieser übertragbaren Tierkrankheiten ge-
troffenen Maßnahmen;

d) durch periodische Berichte über den wei-
teren Verlauf dieser Krankheiten bis zu
deren Erlöschen.

(2) Tritt im Gebiet eines Abkommenspartners
eine der im Abs. 1 lit. a genannten Krankheiten
auf, so überläßt dieser Abkommenspartner dem
anderen auf dessen Ersuchen Kulturen der be-
treffenden Krankheitserreger.

(3) Ein Abkommenspartner informiert den
anderen unverzüglich über etwaige Schutzmaß-
nahmen, die er zur Verhinderung einer Ein-
schleppung der unter Abs. 1 lit. a genannten
Tierkrankheiten getroffen hat, die im Gebiet
eines seiner Nachbarstaaten aufgetreten sind.

(4) Die Abkommenspartner tauschen in peri-
odischen Zeitabständen die amtlichen Berichte
über den Stand der übertragbaren Tierkrankhei-
ten aus.

Artikel 2

(1) Die Abkommenspartner informieren ein-
ander über

a) die Anwendung veterinärmedizinischer Er-
kenntnisse zum Schutz der Tiere vor über-
tragbaren Tierkrankheiten, Parasitosen und
anderen besonderen Gefahren für die Tier-
bestände;

b) die veterinärhygienischen Bedingungen,
die bei der Einfuhr, Ausfuhr und Durch-
fuhr von Tieren, tierischen Erzeugnissen
und Rohstoffen und sonstigen Geigenstän-
den, die Träger von Ansteckungsstoffen
sein können, im Verhältnis der beiden Ab-
kommenspartner zueinander zu beachten
sind.

(2) Die Abkommenspartner tauschen gegen-
seitig ihre Erfahrungen aus über Maßnahmen
'bei nichtübertragbaren Tierkrankheiten sowie
bei schädlichen Einwirkungen (z. B. durch to-
xische Mittel, radioaktive Stoffe etc.), die große
Verluste an Tieren hervorrufen oder die Pro-
duktivität der Tierbestände mindern können.

Artikel 3

Die Abkommenspartner fördern die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der angewandten ve-
terinärmedizinischen Forschung und der Organi-
sation des Veterinärwesens. Diese Zusammenar-
beit soll insbesondere erfolgen durch

a) Austausch von Erkenntnissen und Erfah-
rungen auf dem Gebiet der veterinärmedi-
zinischen Fortbildung sowie der tierärzt-
lichen Berufsausübung;

b) gegenseitige Information über das Statt-
finden von Veterinärkongressen sowie an-
derer Beratungen von internationalem In-
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teresse auf dem Gebiet des Veterinärwe-
sens;

c) Austausch von Fachzeitschriften und son-
stigen Veröffentlichungen auf dem Gebiet
der angewandten Veterinärmedizin;

d) Austausch von Informationen über die Or-
ganisation des Veterinärwesens sowie über
Gesetze und sonstige für das Veterinär-
wesen maßgebende Vorschriften und Richt-
linien.

Artikel 4

Der Austausch von Informationen sowie von
Fachzeitschriften und Publikationen zwischen
den Abkommenspartnern erfolgt kostenlos.

Die Entsendung von Experten erfolgt im ge-
genseitigen Einvernehmen. In diesem Falle
trägt der entsendende Abkommenspartner die
Reisekosten. Der empfangende Abkommens-
partner trägt die Aufentshaltskosten einschließ-
lich der Kosten für die mit dem Zweck des Auf-
enthaltes verbundenen Reisen innerhalb des
Gastlandes.

Artikel 5

(1) Die Realisierung des in den Artikeln 1, 2
und 3 vorgesehenen Informationsaustausches auf
direktem Wege und der Austausch von Exper-
ten entsprechend Artikel 4 erfolgt für die Repu-
blik Österreich durch das Bundesministerium für
Gesundheit und Umweltschutz und für die
Deutsche Demokratische Republik durch das Mi-
nisterium für Land-, Forst- und Nahrungsgüter-
wirtschaft.

(2) Zur Durchführung des Abkommens wer-
den die zuständige Behörde der Republik Öster-

reich und das zuständige Organ der Deutschen
Demokratischen Republik Arbeitspläne mit
einer Geltungsdauer von jeweils bis zu drei Jah-
ren erstellen und sonst erforderliche Vereinba-
rungen schließen. Die Beratungen zur Erstellung
der Arbeitspläne finden abwechselnd in einem
der beiden Vertragsstaaten statt.

Artikel 6

Dieses Abkommen wird für die Dauer von
fünf Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit ver-
längert sich jeweils um weitere fünf Jahre, so-
fern nicht einer der Abkommenspartner dieses
Abkommen spätestens sechs Monate vor Ablauf
dieser Frist schriftlich auf diplomatischem Wege
kündigt.

Artikel 7

Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach Aus-
tausch von Noten in Kraft, in denen die Ab-
kommenspartner einander mitgeteilt haben, daß
die jeweiligen innerstaatlichen Voraussetzungen
für sein Inkrafttreten erfüllt sind.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Abkommenspartner diesen Vertrag
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Berlin, am 31. März 1978 in
zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Republik Österreich

Walser m. p.

Für die Deutsche Demokratische Republik

Kurt Nier m. p.

Die Ermächtigung zur Durchführung des in Artikel 7 vorgesehenen Austausches von Noten
wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; der
Staatsvertrag tritt gemäß seinem Artikel 7 am 19. Juni 1979 in Kraft.

Kreisky

215.

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich und dem Verkehrs-
minister des Großherzogtums Luxemburg
über den luxemburgisch-österreichischen
grenzüberschreitenden Gütertransport auf
der Straße zwischen Österreich und Luxem-

burg

Der Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich und der Verkehrsminister des Groß-
herzogtums Luxemburg, vom Wunsche getragen,
den grenzüberschreitenden Gütertransport auf

der Straße zwischen Österreich und Luxemburg
zu fördern, haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1.— Das vorliegende Abkommen
findet auf den grenzüberschreitenden Gütertrans-
port Anwendung und zwar auf Transporte durch
Unternehmer, die ihren Sitz in einem der beiden
Vertragsstaaten haben und zur Beförderung von
Gütern befugt sind, mit Kraftfahrzeugen, die
im anderen Vertragsstaat zugelassen sind,
zwischen ihrem Heimatstaat und dem anderen
Staat, auf den Transitverkehr sowie für Beför-
derungen zwischen einem dritten Staat und dem
anderen Vertragsstaat.
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In keinem Falle findet das Abkommen
Anwendung auf die Durchführung von Trans-
porten lediglich auf dem Gebiete eines der Ver-
tragsstaaten durch Unternehmer des anderen
Vertragsstaates; für diese Transporte gelten die
Vorschriften des Vertragsstaates, auf dessen
Gebiet sie durchgeführt werden.

ARTIKEL 2.— Gütertransporte von oder nach
einem der Vertragsstaaten oder Transittransporte
durch das Gebiet eines der Vertragsstaaten mit
Kraftfahrzeugen, die im anderen Vertragsstaat
zugelassen sind, sowie Beförderungen zwischen
einem dritten Staat und dem anderen Vertrags-
staat bedürfen einer vorher ausgestellten Geneh-
migung (autorisation).

Keiner Genehmigungspflicht unterliegen:
a) die gelegentliche Beförderung von Gütern

zu und von Flughäfen bei Umleitung der
Flugdienste;

b) die Beförderung von Gepäck in Anhängern
von Fahrzeugen zum Personentransport
und die Beförderung von Gepäck mit Fahr-
zeugen jeglicher Art zu und von Flug-
häfen;

c) die Beförderung von Postsendungen;
d) die Beförderung beschädigter Fahrzeuge;
e) die Beförderung von Müll und Fäkalien;
f) die Beförderung von Tierkörpern zur

Tierkörperbeseitigung;
g) die Beförderung von Bienen und Fischbrut;
h) die Beförderung von Leichen;
i) die Beförderung von Kunstgegenständen

und Kunstwerken, die für Ausstellungen,
für Messen oder für gewerbliche Zwecke
bestimmt sind;

j) die Beförderung von Gegenständen und
Ausrüstungen, die ausschließlich zur Wer-
bung und Information bestimmt sind;

k) die Beförderung von Umzugsgut durch
Unternehmungen, die über entsprechende
Fachkräfte und Ausrüstungen verfügen;

l) die Beförderung von Geräten, Zubehör und
Tieren zu oder von Theater-, Musik-, Film-,
Sport- und Zirkusveranstaltungen, Messen
sowie zu oder von Rundfunk-, Film- oder
Fernsehaufnahmen;

m) Beförderungen im Werkverkehr;
n) Beförderung von Gütern mit Kraftfahr-

zeugen, deren höchstzulässiges Gesamtge-
wicht einschließlich der Anhänger 6 t
nicht überschreitet oder deren zulässige
Nutzlast einschließlich der der Anhänger
3,5 t nicht übersteigt;

o) die Beförderung wertvoller Güter
(z. B. Edelmetalle, Wertpapiere), durchge-
führt mittels Spezialfahrzeugen, die von

Polizei- oder anderen Sicherheitsorganen
begleitet werden;

p) Beförderung der für die ärztliche Behand-
lung in Notfällen erforderlichen Güter,
insbesondere bei Naturkatastrophen;

q) die Leerfahrt eines im Güterverkehr ein-
gesetzten Fahrzeuges, das ein im Ausland
liegengebliebenes Fahrzeug ersetzen soll,
sowie die Fortsetzung der Beförderung
durch das Austauschfahrzeug mittels der
für das liegengebliebene Fahrzeug erteilten
Genehmigung;

r) Leerfahrten von im Güterverkehr einge-
setzten Fahrzeugen;

s) Beförderung von Gütern mit Überlänge
oder Übergewicht, unter der Bedingung,
daß der Beförderer entsprechend den inter-
nationalen Straßenverkehrsvorschriften im
Besitz der erforderlichen besonderen
Genehmigung ist.

ARTIKEL 3.— Die Genehmigung nach
Artikel 2 ist für einen bestimmten Zeitraum
auszustellen. Die Genehmigung ist bei jeder Fahrt
mitzuführen und auf Verlangen den Kontroll-
organen vorzuweisen.

ARTIKEL 4.— Die Genehmigungen werden
von den zuständigen Behörden des Vertrags-
staates nach Maßgabe der dort geltenden gesetz-
lichen Vorschriften auf Antrag der zuständigen
Behörden des anderen Vertragsstaates, in dem das
Kraftfahrzeug zugelassen ist, ausgestellt.

Die Genehmigungen werden unausgefüllt in der
vereinbarten Höchstzahl von der zuständigen
Behörde des einen Vertragsstaates übermittelt
mit der Bestimmung, sie entsprechend ausgefüllt
für den in Betracht kommenden Unternehmer
auszugeben.

ARTIKEL 5.— An luxemburgische Unter-
nehmer wird die Genehmigung nur bei Vorliegen
einer luxemburgischen Berechtigung zur Beför-
derung von Gütern mit Kraftfahrzeugen
ausgegeben.

An österreichische Unternehmer wird die
Genehmigung nur bei Vorliegen einer österrei-
chischen Berechtigung zur Beförderung von
Gütern mit Kraftfahrzeugen ausgegeben.

ARTIKEL 6.—

1. Die Genehmigung darf nur von dem
Unternehmer benützt werden, auf dessen
Namen sie lautet, und ist nicht übertragbar.

2. Die Genehmigung gilt für ein Kraftfahr-
zeug oder eine Kombination von Kraft-
fahrzeugen (Sattelkraftfahrzeug oder Kraft-



74. Stück — Ausgegeben am 29. Mai 1979 — Nr. 215 1147

wagenzug), wobei das amtliche Kennzeichen
des Zugfahrzeuges für die Beurteilung der
Nationalität maßgebend ist.

3. Die Genehmigung gilt für eine Fahrt
(Hin- und Rückfahrt, einschließlich
Transit).

ARTIKEL 7.— Die Unternehmer sind ver-
pflichtet, die im Vertragsstaat geltenden Bestim-
mungen des Verkehrs- und Kraftfahrzeugerechtes
einzuhalten.

ARTIKEL 8.— Folgende Behörden sind
zuständig:

österreichischerseits das Bundesministerium für
Verkehr der Republik Österreich,

luxemburgischerseits das Ministère des Trans-
ports et de l'Energie des Goßherzogtums
Luxemburg.

ARTIKEL 9.—

1. Das vorliegende Abkommen tritt 60 Tage
nach seiner Unterzeichnung in Kraft.

2. Dieses Abkommen gilt für ein Jahr vom
Tage seiner Inkraftsetzung an und wird von
Jahr zu Jahr stillschweigend verlängert,
sofern es nicht drei Monate vor Ablauf der
Gültigkeitsdauer von einem Vertragsstaat
schriftlich gekündigt wird.

Geschehen zu Wien, am 14. März 1979.

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Dr. Metzner m. p.

Für den Verkehrsminister des Großherzogtums
Luxemburg:

P. Hamer m. p.

Das vorstehende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 9 am 13. Mai 1979 in Kraft getreten.

Kreisky



1148


